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entgegen, die die Zahlung mittels Lastschrift auf Euro über 
SEPA ausschließt, w enn der Zahler seinen Wohnsitz in ei­
nem anderen Mitgliedstaat hat als der Zahlungsempfänger

Bundesgerichtshof 15.8.2019 III ZR 205/17* Zur ordnungsgemäßen Risikoaufklärung des Anlegers bei 1833
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Vermögen durch eine GmbH, die aufgrund eines Teüge- 
winnabführungsvertrags verpflichtet ist, 20 % ihres Jah ­
resüberschusses abzuführen, an eine Gesellschaft mit im 
W esentlichen gleichen Gesellschaftern gegen eine ange­
messene Gegenleistung als eine den Vorwurf der Sitten­
widrigkeit begründende Verletzung der Leistungstreue­
pflicht anzusehen

Bundesgerichtshof 16.7.2019 II ZR 175/18* Keine besonderen W irksamkeitsanforderungen für Teü- 1841
gewinnabführungsverträge mit einer GmbH als abfüh­
rungspflichtiger Gesellschaft, wenn sie keine satzungs­
überlagernde Wirkung haben; wirksam abgeschlossener 
Teilgew innabführungsvertrag unberührt von Rechts- 
formwechsel der verpflichteten GmbH in eine Aktien­
gesellschaft; zur Pflicht der Vertragsparteien, die infolge 
des Formwechsels erforderliche Eintragung in das H an­
delsregister (§ 294 Abs. 1 AktG) herbeizuführen
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Bundesgerichtshof 4.7.2019 I ZB 71/18 Aufenthaltsermittlung gemäß Modul L der Anlage zur Ge- 1846

richtsvollzieherformular-Verordnung keine selbständige 
M aßnahme der Zwangsvollstreckung, sondern lediglich 
eine den Gerichtsvollzieher bei den ihm zugew iesenen 
Vollstreckungsmaßnahmen unterstützende Hilfsbefugnis; 
nach ihrer Vornahme keine Beendigung des dem Gerichts­
vollzieher erteilten Vollstreckungsauftrags durch Rückgabe 
der Vollstreckungsunterlagen an den Gläubiger
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Zur Bewilligung von Prozesskostenhilfe für ein M ahnver- 1848 
fahren, w enn ein W iderspruch des A ntragsgegners zu er­
w arten ist (hier in Bezug auf einen vom Insolvenzverwalter 
verfolgten Anspruch)

Zur Passivlegitimation der nach den niedersächsischen Zu- 1849 
ständigkeitsregelungen  erm ächtigten kom m unalen G e­
bietskörperschaft, die auf das Land nach dem  U nterhalts­
vorschussgesetz ü b e rg eg an g en en  A nsprüche au ß erg e­
richtlich und gerichtlich geltend zu m achen und  Zahlungen 
des U nterhaltsschuldners auf die geleisteten U nterhalts­
vorschüsse en tgegengenom m en hat, für R ückgew ährs­
ansprüche w egen  A nfechtung; zum  m öglichen Fehlen  
eines G läubigerbenachteiligungsvorsatzes eines u n te r­
haltspflichtigen Schuldners trotz erkannter Zahlungsunfä­
higkeit, w enn sich die U nterhaltszahlungen in  einer Grö­
ßenordnung bew egen, die es nahelegt, dass es sich w irt­
schaftlich um  Zahlungen aus dem zugunsten der Unter­
haltsg läub iger pfändungsgeschützten  Teil des Einkom ­
m ens oder von einem  jederzeit schützbaren Konto handelt

Zur M aßgeblichkeit des Schiedsvereinbarungsstatuts für 1854 
die persönliche Reichweite einer Schiedsvereinbarung; 
keine B edenken u n te r dem  A spekt einer unzulässigen  
Schiedsbindung unbeteiligter Dritter, w enn diesen ledig­
lich ein W ahlrecht zur Anrufung eines Schiedsgerichts ein­
geräum t wird

V erletzung der G rundsätze des § 301 ZPO durch Schieds- 1856 
gericht kein A ufhebungsgrund im Sinne des § 1059 Abs. 2 
Nr. 1 Buchst, d ZPO; zur Frage, ob der verfahrensrechtliche 
ordre public eine Einschränkung von diesem  G rundsatz 
erfordern könnte

Kein G rundurteil in einem  Prozess auf S chadensersatz 1858 
w egen M ängeln des Bauwerks, w enn das G ericht keine 
Feststellungen zu M ängeln des Bauwerks getroffen hat
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